
wie des sozialistischen Eigentums und des persönlichen 
Eigentums der Bürger. Es verpflichtet alle Bürger und 
Betriebe zum verantwortungsbewußten Verhalten (§ 4 
ZGB).
Als ökonomische Grundlage unserer Gesellschaft ge­
nießt das sozialistische Eigentum den besonderen Schutz 
des sozialistischen Staates. Sein Schutz wird allen Bür­
gern und Betrieben zur rechtlichen Pflicht gemacht. Die 
Unantastbarkeit des sozialistischen Eigentums ist ein 
für alle Einzelregelungen des Gesetzes bestimmendes 
Prinzip (§ 20 ZGB).
Eine weitere Aufgabe des ZGB ist es, Rechtsverletzun­
gen vorzubeugen. Zu diesem Zweck werden alle Bür­
ger und Betriebe verpflichtet, sich so zu verhalten, daß 
kein Schaden entsteht, und die erforderlichen Maßnah­
men zu treffen, um unmittelbar drohende Schäden oder 
Gefahren abzuwenden (§§ 323 ff. ZGB). Die Verpflich­
tung zum schadenvorbeugenden Handeln ist ein We­
senszug des sozialistischen Zivilrechts. Er findet seinen 
Ausdruck in allgemeinen Verhaltensanforderungen, die 
für alle Bürger und Betriebe Geltung haben.

*

Genauso wie das sozialistische Recht keine „Fortset­
zung“ des bürgerlichen Rechts ist, hat auch das sozia­

listische Zivilrecht nichts mit dem bürgerlichen Zivil- 
recht gemein. Allen Versuchen, die neuen Regelungen 
des ZGB mit den Kategorien und Begriffen des bürger­
lichen Privatrechts zu erfassen oder sie diesen gar un­
terzuordnen, ist deshalb mit Entschiedenheit entgegen­
zutreten.
Nur ein Herangehen vom Standpunkt des Marxismus- 
Leninismus, vom Charakter und von den Funktionen 
des sozialistischen Staates und seines Rechts her, ge­
währleistet eine richtige und wirkungsvolle Anwen­
dung des ZGB. Das erfordert, tief in das Wesen, in die 
neue Qualität des sozialistischen Zivilrechts einzudrin­
gen und die einzelnen Normen nicht isoliert, sondern in 
ihrem Zusammenhang, insbesondere von ihrer politi­
schen, ökonomischen und ideologischen Zielstellung her, 
zu sehen und anzuwenden.
Es ist klar, daß es sich hierbei um einen Prozeß handelt, 
der nicht von heute auf morgen abgeschlossen ist. Mit­
zuhelfen, das neue, sozialistische Wesen des Zivilrechts 
voll zu erschließen und seine Prinzipien und Funktio­
nen in der sozialistischen Gesellschaft .sichtbar zu ma­
chen, ist auch eine wichtige Aufgabe der Rechtswissen­
schaft, die sie in enger Zusammenarbeit mit der Praxis 
bewältigen muß.
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Wirksamere Ausgestaltung des Rechtsmittel- und des Kassationsverfahrens 
durch die StPO-Novelle
Die rechtspolitische Zielsetzung des Gesetzes zur Ände­
rung der StPO vom 19. Dezember 1974 (GBl. I S. 597), 
die Wirksamkeit des Strafverfahrens beim Schutz der 
sozialistischen Staats- und Gesellschaftsordnung und 
bei der Durchsetzung der Rechte und gesetzlich begrün­
deten Interessen der Bürger weiter zu erhöhen/1/, ist 
auch für die Änderungen und Ergänzungen im Bereich 
des Rechtsmittel- und des Kassationsverfahrens be­
stimmend. Die neuen Regelungen, in die zahlreiche Vor­
schläge aus Wissenschaft und Praxis Eingang gefunden 
haben/2/, dienen der effektiveren Erfüllung der spezi­
fischen Aufgaben dieser Verfahren. Rechtsmittel- und 
Kassationsverfahren sind wichtige Garantien für die 
Durchsetzung der sozialistischen Gesetzlichkeit und Ge­
rechtigkeit. Sie haben als wirksame Instrumente der 
Leitung der Rechtsprechung durch die übergeordneten 
Gerichte die Einheitlichkeit der Rechtsprechung zu ge­
währleisten.
Auch im Rechtsmittel- und im Kassationsverfahren 
müssen Beschleunigung und rationelle Verfahrensweise 
stärker durchgesetzt werden./3/ Der prozessuale und 
sonstige gesellschaftliche Aufwand muß in ein richtiges 
Verhältnis zu den Anforderungen gebracht werden, die 
sich aus den besonderen Aufgaben dieser Verfahrens­
abschnitte und den unterschiedlichen Umständen der 
konkreten Strafsache ergeben. Hierzu gehört auch, 
daß die Mitwirkung der gesellschaftlichen Kräfte

/l/ Vgl. H. Willamowski, „Ziel und Hauptrichtungen der Än­
derungen der StPO“, NJ 1975 S. 97 ff.
12} Vgl. dazu H. Luther, „Verbindliche Weisungen und Selbst­
entscheidung der Rechtsmittel- und Kassationsgerichte“, NJ 1973 
S. 15 f.; A. Uhlig, „Zur verbindlichen Weisung und Selbstent­
scheidung des Rechtsmittelgerichts“, NJ 1973 S. 734 f.; W. Len- 
hardt/D. Reichwagen, „Probleme der Gewährleistung des Zwet- 
Instanzen-Prinzips bei den Entscheidungen der Rechtsmittel­
gerichte“, NJ 1974 S. 238 ff.; F. Mühlberger, „Zum Inhalt von 
Weisungen und zur Selbstentscheidung des Rechtsmittel­
gerichts“, NJ 1974 S. 397 ff.
/3/ vgl. R. Müller/S. Stranovsky/H. Willamowski, „Rationelle 
Verfahrensweise und Beschleunigung des Strafverfahrens — 
wichtiges Anliegen der StPO-Novelle“, NJ 1975 S. 155 ff.; 
R. Müller/L. Reuter/H. Willamowski, „Wirksamere Gestaltung 
des Strafverfahrens gegen Jugendliche“, NJ 1975 S. 224 ff.

am Rechtsmittelverfahren differenzierter gestaltet 
wird./4/
Die für die rationelle Gestaltung des Rechtsmittel- und 
des Kassationsverfahrens wichtigsten Änderungen 
sind
— die Einführung der Möglichkeit, Protest und Be­

rufung zu beschränken (§ 288 Abs. 6 StPO),
und

— die Erweiterung der Befugnisse des Rechtsmittel­
und des Kassationsgerichts zur Selbstentscheidung 
(§§ 301 Abs. 2, 322 Abs. 2 StPO).

Das Rechtsmittelverfahren als Vberprüfungsverfahren

Der Charakter des Rechtsmittelverfahrens als Über­
prüfungsverfahren wird durch die Neuregelungen nicht 
berührt. Es ist nicht der Zweck des StPO-Änderungs- 
gesetzes, das Rechtsmittelverfahren zu einer zweiten 
Tatsacheninstanz zu entwickeln. Deshalb ist auch die 
für die Gestaltung der Hauptverhandlung im Rechts­
mittelverfahren bedeutsame Bestimmung des § 298 StPO 
unverändert geblieben. Danach ist für die Beweisauf­
nahme im Rechtsmittelverfahren nach wie vor nicht 
die Wiederholung der für das erstinstanzliche Verfahren 
charakteristischen unmittelbaren Erhebung der Beweise, 
sondern die Verlesung des Protokolls über die Ver­
handlung erster Instanz und anderer dem angefoch­
tenen Urteil zugrunde liegender Schriftstücke typisch. 
Die Durchführung einer eigenen Beweisaufnahme im 
Sinne der nochmaligen Aufklärung und Feststellung von 
Tatsachen, wie sie in der Beweisaufnahme in erster 
Instanz vorgenommen wird, bildet weiterhin die Aus­
nahme./^/

Ht Vgl. S. Küchler/R. Müller/H. Plitz, „Differenziertere und 
wirksamere Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte am Strafver­
fahren“, NJ 1975 S. 130 ff. (132).
/5/ Zum Wesen des Rechtsmittelverfahrens als Überprüfungs- 
Verfahren vgl. H. Neumann, „Das Rechtsmittelverfahren“, in: 
Strafprozeßrecht der DDR (Fernstudium-Lehrmaterial der 
Humboldt-Universität), Berlin 1969, S. 269 ff. (insbes. S. 277).
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